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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 6 der öffentlichen Sitzung am 01. Oktober 2013

Vorlagen-Nr. 13-F-33-0040

Projekt HaLT!
- gem. Antrag von CDU und SPD vom 07.05.2013 - 

Der Ausschuss möge beschließen:

1. Der Magistrat wird gebeten zu berichten, welche Erfahrungen im Jahr 2012 beim Projekt HaLT! 
gemacht wurden. 

Insbesondere soll dabei auf folgende Punkte eingegangen werden: 
- Anzahl und Dauer der einzelnen Rundgänge.
- Zahl der angesprochenen Jugendlichen und wie viele davon weiter betreut wurden.
- Anzahl der erneut auffällig gewordenen Jugendlichen. 
- Eine quantifizierte Angabe der wichtigsten kurzfristigen Maßnahmen sowie eventueller mittel- 

bis langfristiger Maßnahmen (länger als der nächste Morgen).

2. Wenn zu den unter 1. angesprochenen Punkten keine oder nur teilweise Zahlen vorliegen, 
sollen diese zukünftig erhoben und dem Ausschuss jährlich berichtet werden.

3. Der Magistrat wird gebeten über die Arbeitsteilung der Kooperationspartner Landespolizei, 
Ordnungsamt (Stadtpolizei) und Amt für Soziale Arbeit zu berichten.

Beschluss Nr. 0090

1. Der schriftliche Bericht des Magistrats (Dezernat VII) vom 22.08.2013 wird zur Kenntnis 
genommen.

2. Der gem. Antrag von CDU und SPD vom 07.05.2013 hat dadurch seine Erledigung gefunden.

 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .10.2013
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Schickel
Stv. Vorsitzender
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Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .10.2013

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .10.2013
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Dezernat VII Gerich
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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